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I 0238/2017 (FD) 

Interpellation Johanna Bartholdi (FDP.Die Liberalen, Egerkingen): Ermessensveran-
lagung: Ärgernis für Kanton und Gemeinden (20.12.2017)  
 

Hat ein Steuerpflichtiger trotz Mahnung seine Verfahrenspflichten nicht erfüllt oder können 

die Steuerfaktoren mangels zuverlässiger Unterlagen nicht einwandfrei ermittelt werden, so 

nimmt die Veranlagungsbehörde eine Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen vor 

(§ 147 Abs. 2 Steuergesetz, Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern, StG BGS 614.11). 

Aufgrund der so errechneten Steuerforderungen werden den betroffenen Steuerpflichtigen 

die Kantons- und Gemeindesteuern in Rechnung gestellt, resp. fliessen somit in die Jahres-

rechnungen der betroffenen Gemeinden und des Kantons ein. Gemäss eines Zeitungsartikels 

vom 24.01.2015 in der Solothurner Zeitung „pfeifen 6‘000 Solothurner jedes Jahr auf ihre 

Steuerpflicht“. Diese Zahl entspricht knapp 3.5% aller Steuerpflichtigen.  

In vielen Fällen müssen diese Forderungen betrieben und schlussendlich mangels Aktiven 

aufgrund eines Verlustscheines abgeschrieben werden, resp. die Steuergutgaben müssen 

wertberichtigt werden. Den Gemeinden und dem Kanton entgehen damit nicht nur die be-

reits verbuchten Steuereinnahmen, sondern sie tragen auch die Mahnspesen sowie die Be-

treibungs- und Rechtsöffnungskosten. Die Revisoren der Gemeinderechnungen akzeptieren 

Wertberichtigungen/Abschreibungen von Steuern nur aufgrund von Verlustscheinen. Die 

ausgesprochenen Bussen im Kanton wegen nicht Einreichen der Steuererklärung dürften in 

diesen Fällen ebenfalls unbezahlt bleiben. 

Besonders stossend sind solche Abschreibungen, wenn sie Jahr für Jahr dieselben Steuer-

pflichtigen betreffen. Für die so entgangenen Steuereinnahmen muss der seinen Verpflich-

tungen nachkommende Steuerzahler aufkommen.   

Im Merkblatt „Steuerinkasso“ des Kantons Solothurn erhalten die Gemeinden zwar Tipps, wie 

ein effizientes Steuerinkasso sichergestellt werden kann. Die gutgemeinten Ratschläge fruch-

ten aber nur in Ausnahmefällen und benötigen Personalressourcen, die nicht von allen Ge-

meinden zur Verfügung gestellt werden können. Sowohl im Merkblatt „Steuerinkasso“ wie 

auch im Handbuchordner HRM2 (Fachkapitel 20 – Gemeindesteuern, 20.1 – Auskünfte aus der 

Steuerbuchhaltung) wird darauf hingewiesen, dass mangels gesetzlicher Grundlage im Bun-

desrecht und/oder kantonalen Recht, keine weitergehenden Massnahmen von den Gemein-

den, resp. vom Kanton ergriffen werden dürfen, um Steuerpflichtige verstärkt in die Pflicht 

zu nehmen. Diese letztere Aussage betrifft sowohl Steuerpflichtige, welche nach Ermessen 

oder auf Grund einer eingereichten Steuererklärung veranlagt wurden.  

 

Der Regierungsrat wird gebeten, nachstehende Fragen bezüglich Staatssteuern zu beantwor-

ten: 

1. Wie viele Ermessensveranlagungen wurden in den Jahren 2013–2017 bei natürlichen Perso-

nen ausgesprochen und wie hoch ist der veranlagte Steuerertrag? 

2. Wie viele Ermessensveranlagungen wurden in den Jahren 2013–2017 bei juristischen Perso-

nen ausgesprochen und wie hoch ist der veranlagte Steuerertrag? 

3. Wie viele dieser Ermessensveranlagungen (Fragen 1 und 2) mussten betrieben werden? 

4. Wie viele dieser Ermessensveranlagungen (Frage 3) mussten abgeschrieben werden und 

wie hoch ist die entsprechende Wertberichtigung in den Jahresrechnungen? 

5. Wie hoch sind die Betreibungskosten (Frage 3)? 

6. Wenn einer Ermessensveranlagung Rechtskraft erwachsen ist und der geforderte Betrag 



bezahlt wird und es sich im Nachhinein herausstellt, dass diese Veranlagung zu tief ausge-

fallen ist, kann der betroffene Steuerpflichtige zu Nachsteuern verpflichtet werden oder 

wird dieser Umstand sogar als Steuerhinterziehung behandelt?   

7. Könnte sich der Regierungsrat vorstellen, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, welche dem 

Kanton und den Gemeinden die Möglichkeit geben, gegen Steuerpflichtige, welche regel-

mässig betrieben werden müssen (unabhängig davon, ob nach Ermessen oder auf Grund 

von Steuererklärungen veranlagt) und deren Zahlungen ausbleiben, mit repressiven, ver-

waltungsrechtlichen Sanktionen vorzugehen?  

8. Könnte sich der Regierungsrat eine rechtliche Grundlage vorstellen, welche den Gemein-

den und dem Kanton die Möglichkeit gibt, kommunale Dienstleistungen wie z.B. Wasser, 

Energielieferungen etc. oder kantonale Dienstleistungen wie z.B. Motorfahrzeugsteuern, 

nur mit einem Zuschlag an Steuerpflichtige abzugeben, welche regelmässig betrieben wer-

den müssen (unabhängig davon, ob nach Ermessen oder auf Grund von Steuererklärungen 

veranlagt) und deren Zahlungen ausbleiben? Dieser Zuschlag ist zwingend zur Tilgung der 

Steuerschulden einzusetzen.  

9. Könnte sich der Regierungsrat vorstellen, bei Steuerpflichtigen, die in einem Anstellungs-

verhältnis stehen und deren Steuerforderungen betrieben werden müssen, unabhängig 

von ihrem Aufenthaltsstatus oder Nationalität, eine Quellensteuer einzuführen? 

 

Begründung 20.12.2017: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Johanna Bartholdi, 2. Georg Lindemann, 3. Enzo Cessotto, Philippe Arnet, 

Hubert Bläsi, Daniel Cartier, Michael Kummli, Barbara Leibundgut, Anita Panzer, Heiner Stu-

der, Christian Thalmann (11) 


